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Reisefreiheit auch für den 
Produktionsfaktor Kapital 

Mobilitätssignale 2008: Die Europäische
Union erweitert den – nach dem luxembur-
gischen Verhandlungsort eines Grenzab-
kommens benannten – „Schengenraum“.
Sie ermöglicht damit das kontrollfreie Rei-

sen nun auch für die Bürger östlicher, später hinzugetretener EU-
Mitgliedsländer. Die deutsche Bundesregierung wirbt derweil
um Zustimmung zu Überlegungen, ausländische Kapitalbeteili-
gungen an europäischen – und somit auch deutschen – Unter-
nehmen einer fallweise zu erteilenden oder zu verweigernden
Genehmigung zu unterwerfen. Die Bürger sollten der Bundes-
kanzlerin antworten: „Frei zu reisen ist schön, frei zu investieren
ist wirtschaftlich überlebenswichtig. Antrag auf Zustimmung zu
Abschottungsmaßnahmen abgelehnt!“

Die Gründe, die für eine Beschränkung der Mobilität von Ka-
pitalströmen über Ländergrenzen hinweg angeführt werden,
überzeugen nicht. So wird von Politikern – bezeichnenderweise
nicht von Unternehmensführern und Unternehmenseignern –
häufig der Verdacht geäußert, Kapital ausländischer Herkunft
(„Sie wissen schon, an wen und an welche Länder da zu denken
ist…“) werde nur vordergründig als wirtschaftliche Investition in
Bewegung gesetzt. In Wahrheit gehe es nur darum, in Deutsch-
land ansässige Unternehmen zur Abnahme teurer Energieliefe-
rungen zu zwingen oder sie sonstwie als Konkurrenten auszu-
schalten.

Dass es beispielsweise auch an der deutschen Energiepolitik
liegt, hier ansässige Unternehmen – egal, wem sie gehören  – vor
erpresserischer Preiswillkür russischer oder nichtrussischer
Gas- und Öllieferanten durch ein hier verfügbares Energieange-
bot zu schützen, bleibt bei solchen Szenarien unbedacht. Und
das aus treffendem Grund: Die deutsche Energiepolitik tut nichts
dazu, die Nachfrage nach Energie auch aus heimischen, konkur-
renzfähigen Quellen zu bedienen. Da gilt es in der Tat zu han-
deln – aber nicht bei der Beschränkung der Reisefreiheit des Pro-
duktionsfaktors Kapital.

Hans D. Barbier

Dank „kühner Reformen“
gestärkt ins neue Jahr
Die Ökonomen des Internatio-
nalen Währungsfonds besu-
chen jährlich die Mitgliedstaa-
ten und nehmen deren wirt-
schaftliche Entwicklung unter
die Lupe. Im Rahmen dieser so-
genannten Artikel-4-Konsulta-
tionen entsteht ein Bericht zur
allgemeinen Lage, zum Finanz-
system und zur Situation der öf-
fentlichen Finanzen.

Im Dezember 2007 wurde
das Ergebnis für Deutschland
veröffentlicht. Die Ökonomen
verzeichneten für die Bundes-
republik eine „bemerkens- und
beneidenswerte Erholung“. Die
Reformanstrengungen der letz-
ten Jahre wurden gelobt und
für den aktuellen Aufschwung
mit verantwortlich gemacht.

Zugleich wiesen die Autoren
der Untersuchung jedoch da -
rauf hin, dass für die deutsche
Volkswirtschaft noch keine Re-
formpausen anstehen: Um Ge-
wonnenes nicht zu verspielen,
seien weitere Herausforderun-
gen zu meistern – darunter
sich anbahnende Engpässe bei
hoch qualifizierten Arbeits-
kräften – sowie Kehrtwenden
zu vermeiden, zum Beispiel in
der Arbeitsmarktpolitik.
www.imf.org

Aufstieg durch Bildung
Im Jahr 2007 ist das Lehrstel-
lenangebot  gestiegen. Leider
konnten ältere und schlecht
qualifizierte Jugendliche da-
von nicht profitieren: 385 000
Ausbildungsplatzbewerber,
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die bereits im Vorjahr oder
früher die Schule verlassen
haben, waren bei der Bundes-
agentur für Arbeit (BA) ge-
meldet. Damit stellen die so-
genannten Altbewerber inzwi-
schen die Mehrzahl aller Aus-
bildungsplatzsuchenden. Ihre
Erfolgsaussichten sind umso
geringer, je länger sie die
Schule bereits verlassen ha-
ben, häufig sogar ohne Ab-
schluss.

Um die Chancen für
schlecht vermittelbare Ju-
gendliche auf einen Ausbil-
dungsplatz zu erhöhen, sollen
in Zukunft Unternehmen, die
Altbewerber mit Haupt- oder
Realschulabschluss ausbil-
den, einen Ausbildungsbonus
erhalten. Dies hat die Bundes-
regierung im Rahmen ihrer
Qualifizierungsinitiative „Auf-
stieg durch Bildung“ beschlos-
sen. Der von der BA gezahlte
Zuschuss soll zwischen 4 000
und 6 000 ¤ pro Auszubilden-
den betragen und bis zu 20

Altbewerber
Lehrstellensuchende, die länger 
als ein Jahr aus der Schule waren

1998/1999 316 736

1999/2000 307 779

2000/2001 300 419

2001/2002 304 369

2002/2003 327 216

2003/2004 338 538

2004/2005 341 863

2005/2006 385 068

2006/2007 384 871

Quelle: Bundesagentur für Arbeit;
Bundesinstitut für Berufsbildung

http://www.imf.org/external/np/ms/2007/121007.htm


Der Anfang Dezember aufge-
legte Maßnahmenkatalog, der
im „Integrierten Energie- und
Klimaprogramm der Bundes-
regierung“ (IEK) festgeschrie-
ben ist, umfasst fünf Berei-
che, in denen das angestreb-
te CO2-Reduktionsziel reali-
siert werden soll:
� Die Bundesregierung setzt
auf höhere Energie-Effizienz,
zum Beispiel durch den Ausbau
der Kraft-Wärme-Koppelung
und „saubere Kraftwerke“. 
� Sie fordert und forciert
den Einsatz von erneuerba-
ren Energien in privaten Neu-
bauten bei Strom und Wärme. 
� Das IEK schreibt höhere
Anteile von Biokraftstoffen
und weniger Mineralöl in
Heiz- und Kraftstoffen vor. 
� Im Straßenverkehr soll die
Kfz-Steuer für Neufahrzeuge
ab 2009 am Schadstoffaus-
stoß – anstatt wie bisher am
Hubraum – bemessen wer-
den. Auch die Höhe der Lkw-
Maut soll sich an den Emis-
sionen bemessen.
� Der fünfte Bereich
schließlich umfasst die Re-
duktion von „Nicht-CO2-Treib-
hausgasemissionen“; damit
sollen die Emissionen der ein-
gesetzten Kältemittel in Kühl-
anlagen verringert werden. 

Alles in allem hat die
Bundesregierung ein umfas-
sendes und vor allem sehr de-
tailliertes Paket auf den Weg
gebracht. Mit dem IEK ist
auch eine Aufstockung der

Mittel für den Klimaschutz
von 850 Millionen ¤ im Jahr
2005 auf 2,6 Milliarden ¤ im
Jahr 2008 verbunden.

Ehrgeiziges Vorhaben
Das Emissionsziel der
Bundesregierung ist ehrgei-
zig, zumal ein großer Teil der
inzwischen bereits erreichten
Senkung des CO2-Ausstoßes
in Deutschland erwiesener-
maßen auf den Zusammen-
bruch der DDR-Wirtschaft zu-
rückzuführen ist: Nach Ein-
führung der D-Mark im Som-
mer 1990 konnten viele ost-
deutsche Betriebe nicht mehr
rentabel produzieren und
mussten schließen. Dass
Deutschland im internationa-
len Vergleich als CO2-Reduk-
tions-Musterland gilt, ist weit-
gehend auf diesen historisch
bedingten, einmaligen Struk-
turwandel zurückzuführen.

Da Vergleichbares bis 2020
– hoffentlich – nicht zu er-
warten ist, ist zweifelhaft, ob
in den verbleibenden zwölf
Jahren das im IEK verkündete
Ziel erreicht wird. Die
Bundesregierung rechnet vor,
dass das Paket eine CO2-Sen-
kung von rund 36 Prozent
bringt. Die fehlenden vier
Prozent würden in den kom-
menden Jahren durch techni-
sche Innovationen hinzukom-
men. Die Bundeskanzlerin
gibt sich überzeugt: „Wir wer-
den in den nächsten Jahren
beachtliche technische Neue-

rungen sehen – sowohl bei
der Energieproduktion, also
beispielsweise bei konventio-
nellen Kraftwerken und bei
der Stromerzeugung aus So-
larenergie, als auch auf der
Verbraucherseite, das heißt
bei Geräten, Fahrzeugen und
Gebäuden. Dieser Innova-
tionsschub wird erheblich da-
zu beitragen, dass Deutsch-
land seine führende Position
als Hochtechnologieland in
Zukunft behaupten kann.“

Die Kosten für das IEK be-
laufen sich laut Umwelt-
bundesamt bis zum Jahr 2020
auf etwa 31 Milliarden ¤; im
Gegenzug lassen sich Ener-
giekosten von 36 Milliarden ¤
einsparen. Insgesamt hofft
die Bundesregierung, rund
220 Millionen Tonnen CO2 zu
vermeiden; im vergangenen
Jahr wurden in Deutschland
knapp 770 Millionen Tonnen
emittiert.

Der Teufel im Detail
Während auf den ersten Blick
die im IEK geplanten Vorha-
ben recht positiv wirken, er-
geben sich bei genauerem
Hinsehen Zweifel, zum Bei-
spiel bei den geplanten CO2-
Einsparungen im privaten
Haus- und Wohnungsbau. Im
Zeitraum von Januar bis Sep-
tember 2007 wurden nach
Angaben des Statistischen
Bundesamtes rund 121 000
Wohnneubauten genehmigt.
Jedes Bauvorhaben hat rech-
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Klimafaktor Politik
Im August 2007 wurden auf der Kabinettsklausur in Meseberg Eckpunkte für ein Energie- und
Klimaprogramm vereinbart. Vorrangiges Ziel: Die CO2-Emissionen sollen bis zum Jahr 2020
um 40 Prozent – im Vergleich zum Basisjahr 1990 – reduziert werden. Die Eckpunkte wurdden
durch den Kabinettsbeschluss vom 5. Dezember 2007 konkretisiert.

Prozent der Lohnkosten abde-
cken. Bis 2010 rechnet die
Bundesregierung mit 100 000
zusätzlichen Lehrstellen. 

www. bmbf.de

Ältere Arbeitnehmer
öfter gefragt
Zwischen 1998 und 2006 ist
die Zahl der über 50-jährigen
Arbeitnehmer um 1,5 Millio-
nen Personen gestiegen (von
22,6 auf 25,7 Prozent aller Er-
werbstätigen). Das hat das Ins-
titut der Deutschen Wirt-
schaft im Rahmen seiner Stu-
die „Altern in der modernen
Gesellschaft“ herausgefun-
den. Die Zahl der unter 50-
jährigen Arbeitnehmer blieb
mit gut 27 Millionen stabil.

Die Bundesagentur für Ar-
beit erklärt den Zuwachs da-
mit, dass Ältere vor allem
wegen ihrer Qualifikationen
vom derzeitigen Aufschwung
profitieren. Außerdem müss -
ten die Betriebe stärker auf äl-
tere Fachkräfte zurückgreifen,
da wegen des demographi-
schen Wandels der Nach-
wuchs fehle.

70 Prozent der Unterneh-
mer haben nach einer Umfra-
ge des Bundes Junger Unter-
nehmer keine Vorbehalte, älte-
re Arbeitnehmer einzustellen.
Etwa 44 Prozent der Befragten
meinten, dass die über 50-Jäh-
rigen genauso viel leisten wie
die Jüngeren. Personalverant-
wortliche loben vor allem die
Arbeitsmoral, das hohe Quali-
tätsbewusstsein, den Erfah-
rungsschatz, die Loyalität und
die Lernbereitschaft. Im Alter
nähmen zwar die Kraft und
das Reaktionsvermögen ab;
die Fähigkeit, umsichtig und
vorausschauend zu arbeiten,
nehme aber zu.
www.iw-koeln.de

http://www.bmbf.de/pub/qualifizierungsinitiative_breg.pdf
http://www.iw-koeln.de/default.aspx?p=lastpub&i=iwdnr&n=lastpub2&m=pub&f=4&ber=Informationen&a=20819


des dagegen vernachlässigt.
Allein 53 Milliarden ¤ Heiz-
kosten könnten bis zum Jahr
2020 gespart werden, wenn
die Eigentümer älterer Ge-
bäude die Heizanlagen mo-
dernisieren würden. Bislang
– das hat das Fraunhofer In-
stitut herausgefunden – zö-
gern die Deutschen, ihre Re-
novierungsfreude ist eher
verhalten: Weniger als 30
Prozent der 39 Millionen
Häuser und Wohnungen in
Deutschland seien saniert.
Die Forscher meinen, hierzu-
lande würden die Kosten für
die energetische Sanierung
über-, das Einsparpotenzial
von Dämmungen und moder-
nen Heizsystemen unter-
schätzt.

Zweckoptimismus?
In Bezug auf die erneuerba-
ren Energien zeichnen sich
weitere  Probleme ab, zum
Beispiel beim Ausbau der
Windkraftkapazitäten. Es gibt
bereits ein großes Ungleich-
gewicht, da der größte Teil
der inzwischen fast 20 000
Windräder im weniger indus-
triealisierten Norden der
Bundesrepublik steht. Der
dort erzeugte Strom muss
über viele hundert Kilometer
zu den im Süden gelegenen
Verbrauchern transportiert
werden. Dafür fehlen aber die
entsprechenden Hochspan-
nungs-Trassen. Bläst der
Wind stärker oder flaut er
plötzlich ab, kommt es zu
Leitungsproblemen. Doch im
Rahmen des IEK sollen Wind-
kraftanlagen auf hoher See –
sogenannte Offshore-Anlagen
– stärker zum Einsatz kom-
men. Dadurch werden sich
die Stromtransportprobleme
aber verschärfen. 

nerisch eine Fläche von rund
145 Quadratmeter. Dafür wer-
den üblicherweise jährlich
12 000 kWh Energie für Hei-
zung und Warmwasser benö-
tigt sowie knapp drei Tonnen
CO2 im Jahr emittiert. Sinken
bei Neubauten – nur sie sind
im IEK genannt – gemäß Pla-
nung künftig etwa 50 Prozent
des bisherigen CO2-Aussto-
ßes, entspricht das einer Ein-
sparung von 1,4 Tonnen CO2
pro Jahr und Haus. Hochge-
rechnet auf die bis September
2007 genehmigten Bauanträ-
ge summiert sich die gesam-
te CO2-Einsparung auf
170 000 Tonnen pro Jahr.
Doch wie der Volksmund
weiß: „Wenn das Wörtchen
wenn nicht wär’…“.

Das IEK ist nämlich nur ein
kleines Puzzleteil beim Kli-
maschutz-Vorhaben. Wäh-
rend die Bundesregierung
mithilfe des IEK Deutschland
zum CO2-Reduktions-Muster-
schüler machen möchte, sind
bis zum Jahr 2012 bis zu 25
neue Kohlekraftwerke ge-
plant. Sicherlich ist – dank
nationaler Vorkommen – die
Verstromung von Braunkohle
die kostengünstigste Form
der Stromerzeugung; leider
ist sie aber auch die schmut-
zigste. Ein 1 000-Megawatt-
Kohlekraftwerk stößt täglich
rund 20 000 Tonnen CO2 aus;
im Jahr summiert sich das auf
rund sieben Millionen Ton-
nen. Das voraussichtliche
Einsparpotenzial für neue
Privathäuser und Wohnun-
gen liegt im Jahr – wie oben
ausgeführt – bei jährlich
rund 170 000 Tonnen CO2.

Vom IEK und den Regelun-
gen werden zudem lediglich
Neubauten erfasst, die Spar-
potenziale des Altbaubestan-

Der Optimismus von
Bundeskanzlerin Merkel über
zu erwartende „beachtliche
technische Neuerungen“ ist
ebenso bemerkenswert. Die
Bundesregierung rechnet bei-
spielsweise damit, dass Ver-
fahren zur CO2-Abscheidung
und -Speicherung frühestens
ab dem Jahr 2020 kommerziell
verfügbar sein werden. In ei-
ner Antwort der Bundesregie-
rung (Bundestagsdrucksache
16/7264) weist sie selbst dar-
auf hin, dass diese Technolo-
gien aus einer Reihe von Ver-
fahrenschritten bestehen, die
getrennt betrachtet werden
müssen und von denen sich
einzelne Verfahren noch in
„einer frühen Entwicklungs-
phase“ befinden.

Mustergültige Klima-
schutzbürger gesucht
Ob beim Hausbau, beim
Stromverbrauch oder im Stra-
ßenverkehr: Mit Hilfe des IEK
hofft die Bundesregierung
den CO2-Ausstoß – man könn-
te annehmen, koste es, was es
wolle – zu senken. Sie ver-

sucht, die Bürger zu muster-
gültigen Klimaschützern zu
erziehen und die CO2-Sen-
kung durch eine Kombination
aus Regeln, Anreizen und Hil-
fen zu erreichen. Es bleibt ab-
zuwarten, welchen Erfolg das
Vorgehen der Bundesregie-
rung haben wird. Absehbar
ist schon jetzt: Es ist sehr bü-
rokratisch geregelt, und es
macht den Bezug von Strom
und Wärme teurer.

Immerhin sollen die Wir-
kungen der einzelnen Maß-
nahmen nach dem Willen der
Bundesregierung alle zwei
Jahre evaluiert werden. Ob
sich bei einem komplexen
System wie dem Klima tat-
sächlich innerhalb dieser kur-
zen Zeit Veränderungen fest-
stellen lassen, sei dahinge-
stellt. Nach Meinung der
Bundesregierung soll jeden-
falls „nachgesteuert“ werden,
wenn sich in diesem Zeitraum
entsprechende Anhaltspunkte
ergeben. Was das bedeutet,
mag man sich angesichts des
IEK nicht vorstellen.

Andreas Schirmer

„Wenn wir aus der Kernenergie aussteigen und wenn wir alte,
klimaschädliche Kohlekraftwerke vom Netz nehmen wollen,
benötigen wir Ersatz. Das geht nicht von heute auf morgen.
Die Ausrüstungstechnik ist knapp und teuer,
die Genehmigungsverfahren dauern lange.“
Matthias Kurth, Präsident der Bundesnetzagentur

Energiepreisentwicklung
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Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie
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Vollbeschäftigung
Laut Erhebung des Bundesins -
tituts für Berufsbildung (BiBB)
boten die Unternehmen im ab-
gelaufenen Jahr 2007 bundes-
weit 644 100 freie Lehrstellen
an. Das waren 52 500 Ausbil-
dungsplätze mehr als 2006.
Von den angebotenen Stellen
wurden rund 97 Prozent be-
setzt. 

In den alten Bundesländern
wurde mit 500 800 abge-
schlossenen Lehrverträgen
das beste Ergebnis seit Anfang
der 1990er Jahre erreicht. Die
gute Konjunktur, aber auch

Gewerbebetriebe in die Regis-
ter eingetragen, für 2007 rech-
net die Creditreform Wirt-
schaftsforschung nur noch mit
rund 856 000 Gewerbeanmel-
dungen.

Geldwertstabilität
Das Statistische Bundesamt
hat für das Jahr 2007 eine Teu-
erungsrate von 2,2 Prozent für
Deutschland errechnet. Dieser
Wert liegt über dem von der
Europäischen Zentralbank an-
gestrebten Ziel von „unter,
aber nahe zwei Prozent“. Dies
ist für die Jahresteuerungsrate
aus deutscher Sicht der erste
Verstoß seit Einführung der
gemeinsamen europäischen
Geldpolitik im Jahr 1999; es
handelt sich sogar um den
höchsten Preisanstieg seit
1994. Großen Anteil am An-
stieg hatten die steigenden
Preise für Energie und Nah-
rungsmittel. In diesen Berei-
chen wirkten vor allem die
internationalen Knappheiten
preistreibend.

Das darf nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass auch die
Politik preissteigernd gehan-
delt hat. Ins Auge sticht vor al-
lem die drastische Erhöhung
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Die Soziale Marktwirtschaft im Januar 2008
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die  Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

das höhere Angebot außerbe-
trieblicher Lehrstellen für so-
zial benachteiligte Jugendliche
führten zur Lehrstellenzunah-
me. Der Wermutstropfen:
Außerbetriebliche Stellen wer-
den vor allem durch staatliche
Programme und die Bundes-
agentur für Arbeit finanziert.

Eigenverantwortung
Auch im Jahr 2007 haben sich
weniger Menschen für eine ei-

genständige Existenz als
Unternehmer entschieden:
2006 wurden noch fast
882 000 Unternehmen und

der Mehrwert- und der Versi-
cherungssteuer zum Jahresbe-
ginn 2007. Zusätzlich haben
die sogenannten „adminis-
trierten Preise“, z. B. für Bil-
dung – Stichwort Studienge-
bühren – zur Teuerung beige-
tragen. Indirekt – und damit
eher unscheinbar –, aber
kaum weniger „effektiv“ wirk-
ten Vorschriften, beispiels-
weise die Pflichtbeimischung
von Biokraftstoffen. 

Auch mit Beginn des neuen
Jahres ist die Politik als Preis-
treiber aktiv: So dürften sich
durch das „Integrierte Ener-
gie- und Klimaprogramm der
Bundesregierung“ die Ener-
giepreise weiter verteuern.

I N D E X

„Es ist die Leistung der Menschen, die den Staat zusammenhält.
Wir sollten uns nicht vormachen, dass sich Glück
als Sozialleistung organisieren lässt.“
Horst Köhler

Lehrstellen
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neue Ausbildungsverträge,
jeweils 30. September
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Teuerung
Veränderung des Verbraucherpreis-
index zum Vorjahr, in Prozent

1999 0,6

2000 1,4

2001 2,0

2002 1,4

2003 1,1

2004 1,6

2005 2,0

2006 1,7

2007 2,2

Quelle: Statistisches Bundesamt
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